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Rahmenbetriebsvereinbarung Qualifizierung

Zwischen der Geschäftsführung

der Impress GmbH & Co.oHG, der Impress Holding GmbH

und dem Gesamtbetriebsrat

wird folgende „Rahmenbetriebsvereinbarung Qualifizierung“ geschlossen:

Präambel

Grundlage dieser Rahmenbetriebsvereinbarung bildet der Qualifizierungstarifvertrag der Feinstblechpackungsindustrie vom 30. Januar 2004. Diese BV dient der Ergänzung der dort vereinbarten tarifvertraglichen Regelungen.

Die Betriebsparteien stimmen darin überein, dass es für die Entwicklung des Unternehmens von entscheidender Bedeutung sein wird, wie die Beschäftigten darauf vorbereitet werden, die Probleme der Zukunft zu lösen. Berufliche Qualifizierung, gleichermaßen aber auch die persönliche Weiterbildung sind dabei ein erheblicher Faktor und werden an Bedeutung zunehmen.

Die Vereinbarung soll den Beschäftigten ermöglichen, ihre über die betrieblichen Anforderungen hinausgehenden Weiterbildungsbedürfnisse zu verwirklichen.

§ 1

Geltungsbereich
Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Beschäftigten der Impress GmbH & Co. oHG, der Impress Holding GmbH soweit auf sie das BetrVG und der Qualifizierungstarifvertrag der Feinstblechpackungsindustrie vom 30. Januar 2004 Anwendung findet.

Ausdrücklich stimmen die Betriebsparteien darin überein, dass auch Auszubildende unter diesen Geltungsbereich fallen.

Ausgenommen sind befristet Beschäftigte, soweit deren Arbeitsverhältnis nicht länger als 6 Monate besteht.

§ 2

Definition Qualifizierungsmaßnahmen/Begriffsbestimmung

Bei den Qualifizierungsmaßnahmen handelt es sich um persönliche Weiterbildung, die nicht der Erhaltungs- bzw. der Anpassungsqualifizierung dienen.

Es sind vielmehr darüber hinausgehende Maßnahmen, die geeignet sind, dem/r einzelnen Beschäftigten oder Gruppen von Beschäftigten zusätzliche Qualifikation fachlicher oder persönlicher Art zu vermitteln, wie z.B.:

· Sprachkurse,

· PC-Kurse,

· Gesundheitsfördernde Maßnahmen,

· Persönlichkeitsentwickelnde Maßnahmen (Kreativität, Arbeitstechniken, Kultur ...)

· Langfristige Maßnahmen zur Weiterqualifizierung (z.B. Ausbildung zum Meister)

· ...

Ein Katalog mit Beispielen zur Kommunikation mit den Beschäftigten findet sich in der Anlage 1.

§ 3

Prozessgestaltung
Zum Zwecke der Umsetzung des Qualifizierungs-Tarifvertrages vom 30.01.04 und zur Schaffung eines kontinuierlichen Weiterbildungsprozesses im Unternehmen wird in den Werken eine Bildungskommission gebildet. Sie hat die Aufgabe, alle notwendigen Maßnahmen unterstützend und kontrollierend zu begleiten, die dazu führen sollen, einen regelmäßigen,  wiederkehrenden Weiterbildungskreislauf mit den Arbeitsschritten

· Ermittlung des Bedarfs

· Angebotserstellung

· Kontakte zu Bildungseinrichtungen herstellen

· Kommunikation extern/intern

· Werbung für den Beschäftigten

· Anlaufstelle für den Beschäftigten

· Angebotsprüfung (Zweckmäßigkeit/Konditionen etc.)

· Allg. Verwaltung

· Entscheidungen und Kriterien

· Budgetverantwortung/Rechnungslegung

· Inhaltliches Controlling

· Umgang mit Meinungsverschiedenheiten

· Auswertung der Weiterbildung.

im Werk zu installieren.

Die Kommission ist paritätisch besetzt und besteht aus mindestens zwei Vertretern, die vom Arbeitgeber benannt werden und mindestens zwei Vertretern, die vom Betriebsrat benannt werden.

Sie kommt mindestens vierteljährlich oder nach einvernehmlicher Verabredung zusammen.

§ 3.1

Beschlussfassung der Kommission/Individuelle Ansprüche von Beschäftigten

Über die Genehmigung einer beantragten Bildungsmaßnahme entscheidet verbindlich die Kommission im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel und unter Berücksichtigung persönlicher und betrieblicher Belange.

Kommt eine Einigung nicht zustande, haben Arbeitgeber und Betriebsrat zu versuchen, eine einvernehmliche Lösung herbei zu führen.

Gelingt dies nicht, sind Gesamtbetriebsrat und Geschäftsführung hinzuzuziehen.

Sollte auch danach keine Einigung möglich sein, entscheiden wechselseitig Arbeitgeber und Betriebsrat über die Durchführung oder Nichtdurchführung der Maßnahme. Erstmaliges Entscheidungsrecht hat der Betriebsrat.

Jeder Beschäftigte hat einen individuellen Anspruch auf Auswahl und Antragstellung, sowie auf ggfs Begründung der Ablehnung.

Der Rechtsanspruch auf Durchführung einer Bildungsmaßnahme entsteht für den einzelnen Beschäftigten erst nach positivem Beschluss der Kommission.

§ 4

Finanzierung der Qualifizierungsmaßnahmen

Die unter diese Betriebsvereinbarung fallenden Qualifizierungsmaßnahmen werden finanziert durch einen auf betrieblicher Ebene zu bildenden Qualifizierungsfonds in Höhe von 1,3645 % der jährlichen Entgeltsumme (feste sowie leistungs- und zeitabhängige variable Bestandteile ohne Mehrarbeitsvergütung) der unter den persönlichen Geltungsbereich fallenden Beschäftigten.

Der Fonds erhöht sich um 2/3 der eingesparten Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung der oben ermittelten Summe.

Die Höhe des Qualifizierungsfonds und der eingesparten Arbeitgeberanteile wird erstmalig zum Stand 01.04.04, fortan zum 01.01. des jeweiligen Jahres auf Basis Budget/Forecast ermittelt. Die Kommission wird vierteljährlich prüfen, ob Budget und Ist-Werte übereinstimmen und ggfs. entsprechende Anpassungen vornehmen.

Erhebliche betriebliche Veränderungen führen zur Nachberechnung in einem gemeinsam festgelegten Zeitrahmen.

§ 5

Verwendung des Qualifizierungsfonds

Grundsätzlich hat jeder Beschäftigte Zugang zu Leistungen aus dem Qualifizierungsfonds, sofern seine/ihre Teilnahme nicht gem. § 1 dieser Betriebsvereinbarung ausgeschlossen ist.

Besonders berücksichtigt werden sollen Beschäftigte oder Gruppen von Beschäftigten, die normalerweise nicht in den Genuss der normalen betrieblichen Qualifikation kommen bzw. deren Qualifikation dem Ausschuss besonders sinnvoll erscheint (z.B. Linien-/Fertigungspersonal, ältere und ungelernte Beschäftigte, Rückkehrer aus einem ruhenden Arbeitsverhältnis).

Um allen Beschäftigten die Möglichkeit zu eröffnen, an den Qualifizierungsmaßnahmen teilzunehmen, werden die Maßnahmen in betriebsüblicher Weise veröffentlicht.

Beschäftigte, die aus einem ruhenden Arbeitsverhältnis (z. B. Elternzeit, Bundeswehr, Zivildienst) bzw. nach zeitweiligem Ausscheiden (z. B. Familienpause) wieder ins Unternehmen zurück kehren wollen, werden spätestens drei Monate vor Wiedereintritt von der Personalabteilung über Qualifizierungsangebote informiert.

Anträge zur Finanzierung von Maßnahmen aus dem Qualifizierungsfonds können von einzelnen Beschäftigten, Beschäftigtengruppen, Vorgesetzten und dem Betriebsrat an die Qualifizierungskommission gestellt werden.

Durch diese Betriebsvereinbarung werden Ansprüche der Beschäftigten aus BetrVG, Bildungsurlaubsgesetzen, Urlaub und sonstigen Freistellungsansprüchen nicht berührt.

Nach Genehmigung einer Maßnahme durch den Ausschuss erhält der jeweilige Vorgesetzte Mitteilung über Dauer, Zeitpunkt und Ort der Maßnahme. Während der Weiterbildungsmaßnahme ist eine ausreichende Personalbesetzung sicherzustellen. Die Vorgesetzten haben Weiterbildungsmaßnahmen rechtzeitig einzuplanen und für notwendigen Ersatz zu sorgen.

Aus dem Qualifizierungsfonds der Betriebsparteien werden die direkten Kosten der Qualifizierungsmaßnahmen (z. B. Lehrgangskosten, Fahrtkosten, Unterbringungskosten, Spesen und Entgeltfortzahlungskosten der Beschäftigten) beglichen. Alle indirekten oder Folgekosten (z.B. Vertretungskosten durch Mehrarbeit, temporäre Versetzung, befristete Einstellungen oder Leiharbeitnehmer) trägt der Arbeitgeber.

Die Zeit der Qualifizierungsmaßnahmen gilt dabei grundsätzlich als Arbeitszeit.

Berechnungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung werden auf Basis der Freistellungen für IGM durchgeführt: Durchschnittliches Bruttoentgelt auf Basis der letzten 3 Monate. 

Bezüglich der Arbeitszeit/Reisezeit wird auf die bestehenden Regelungen (Tarifvertrag, Reisekostenrichtlinie) verwiesen.

Einzelregelungen bzw. Abweichungen werden im gegenseitigen Einvernehmen in der Qualifizierungskommission geklärt.

§ 6

Abschluss-/ Bildungsbericht

Die Qualifizierungskommission überwacht die Durchführung der Qualifizierungsmaßnahmen. Zum Abschluß des jeweiligen Kalenderjahres wird ein Bildungsbericht erstellt. Der Bildungsbericht fasst alle aufgrund dieser Betriebsvereinbarung durchgeführten Maßnahmen übersichtlich zusammen. Er enthält insbesondere Angaben über Art, Anzahl, Dauer, Personal und Kosten der Bildungsmaßnahmen sowie Angaben über Teilnehmer und ihre Verteilung auf die einzelnen Beschäftigungsgruppen.

Diese werden dem zentralen Berufsbildungsausschuss zeitnah nach Erstellung zur Verfügung gestellt.

§ 6.1

Überschüsse aus nicht verbrauchten Mitteln

Eventuelle Überschüsse aus nicht verbrauchten Mitteln des Qualifizierungsfonds des laufenden Jahres fließen in den Qualifizierungsfonds des Folgejahres ein.

Die Verwendung des Fonds für sachfremde Zwecke ist ausgeschlossen.







§7

Datenschutz
Bei allen Daten, die im Zusammenhang mit Qualifizierungsmaßnahmen auf Grundlage dieser Rahmenbetriebsvereinbarung erhoben werden, wird der Schutz der Beschäftigten vor unzulässigem Gebrauch ihrer personenbezogenen Daten zugesagt.

§8

Inkrafttreten und Kündigung/Schlussbestimmung

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft. Sie kann erstmals zum 31.12.2005 mit einer Frist von 3 Monaten zum Ende des Kalenderjahres gekündigt werden.

Nach Ablauf der Kündigungsfrist gilt diese Vereinbarung weiter, bis sie durch eine neue ersetzt wird.

Diese Betriebsvereinbarung endet automatisch mit der Beendigung des Qualifizierungs-Tarifvertrages  vom 30.01.2004. Sie entfaltet in diesem Fall keine Nachwirkung.

Seesen, den 7. Juni 2004

Geschäftsführung




Gesamtbetriebsrat

Impress GmbH & Co. OHG

und Impress Holding GmbH
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